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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Anlagen-
technik Bielefeld GmbH, Stand: April 2026 

1. Geltung der Bedingungen 

1.1. Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (im Folgenden „AGB“) gelten für alle 
Geschäftsbeziehungen zwischen der Anlagen-
technik Bielefeld GmbH, Gildemeisterstraße 143, 
33689 Bielefeld (im Folgenden „A.T.B.“), als Lie-
ferantin und ihren Kunden (im Folgenden „Kun-
den“) als Abnehmer, insbesondere für Verträge 
über den Verkauf und/oder die Lieferung herzu-
stellender oder zu erzeugender beweglicher Sa-
chen, ohne Rücksicht darauf, ob A.T.B. die Sa-
chen selbst herstellt oder sie einkauft.  

1.2.  A.T.B. schließt Verträge im vorgenannten Sinne 
ausschließlich mit Unternehmern, Kaufleuten im 
Sinne des Handelsgesetzbuches, juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtli-
chem Sondervermögen. Unternehmer ist eine na-
türliche oder juristische Person oder eine rechts-
fähige Personengesellschaft, die bei Abschluss 
eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer ge-
werblichen oder selbständigen beruflichen Tätig-
keit handelt. Eine rechtsfähige Personengesell-
schaft ist eine Personengesellschaft, die mit der 
Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben 
und Verbindlichkeiten einzugehen. 

1.3.  Für die Verträge im vorgenannten Sinne gelten 
diese AGB ausschließlich. Abweichende, entge-
genstehende oder ergänzende Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen des Kunden werden nur 
dann und insoweit Vertragsbestandteil, soweit 
A.T.B. ihrer Gültigkeit ausdrücklich und zumin-
dest in Textform zugestimmt hat. Von den vorlie-
genden AGB der A.T.B. abweichende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen, insbesondere (Ein-
kaufs-) Bedingungen des Kunden werden auch 
durch Auftragsannahme nicht Vertragsinhalt. 
Dies gilt insbesondere auch dann, wenn A.T.B. in 
Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen des Kunden oder Dritte dessen Bestellung 
annimmt oder ausliefert.  

Die AGB gelten in ihrer im Zeitpunkt der Bestel-
lung des Kunden aktuellen Fassung bzw. jeden-
falls in der dem Kunden zuletzt übermittelten Fas-
sung als Rahmenvereinbarung auch für gleichar-
tige künftige Verträge, ohne dass A.T.B. in jedem 
Einzelfall wieder auf sie hinweisen müsste, sofern 
nichts anders vereinbart. 

1.4.  Vorliegende AGB gelten nur insoweit, als im Rah-
men von Individualvereinbarungen nicht von ihnen 
abweichende Regelungen getroffen worden sind.  

Vor oder bei Vertragsschluss getroffene mündliche 
Abreden bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift-
form. Zu Dokumentationszwecken sollen nach Ver-
tragsschluss getroffenen (mündliche) Vereinbarun-
gen zumindest in Textform festgehalten werden, wo-
bei mit Ausnahme von Geschäftsführern oder Pro-
kuristen die Mitarbeiter von A.T.B. nicht berechtigt 
sind, von einer schriftlichen Vereinbarung abwei-
chende mündliche Abreden zu treffen. 

2. Angebote und Vertragsabschluss 

2.1. In Katalogen, Prospekten, Preislisten, technischen 
Dokumentationen (z. B. Zeichnungen, Beschreibun-
gen, Muster) und sonstigen Produktunterlagen ent-
haltene Angaben sind freibleibend und stellen kein 
rechtsverbindliches Angebot dar; A.T.B. behält sich 
Irrtümer und technische Änderungen vor. An indivi-

duell für den jeweiligen Kunden adressierte ausge-
arbeitete Angebote hält sich die A.T.B. 30 Kalender-
tage ab dem Datum des Angebotes gebunden. 

2.2.  Die Angebotsunterlagen, Kostenvoranschläge, 
technische Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, 
Beschreibungen, Muster), sonstige Produktbe-
schreibungen oder Unterlagen, die A.T.B. dem Kun-
den zur Verfügung stellt (sei es physisch oder elekt-
ronisch), dürfen ohne deren vorheriger Zustimmung 
weder weitergegeben, veröffentlicht, vervielfältigt 
(ausgenommen hiervon ist die Speicherung elektro-
nisch zur Verfügung gestellter Daten zum Zwecke 
der üblichen Datensicherung) noch sonst wie Dritten 
zugänglich gemacht werden. Hieran behält sich 
A.T.B. sämtliche Eigentums- und Urheberrechte so-
wie gewerbliche Schutzrechte vor. Auf Verlangen 
sind sie A.T.B. ohne Zurückhaltung von Kopien zu-
rückzugeben bzw. gefertigte Kopien sind zu vernich-
ten, wenn sie im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
nicht benötigt werden oder wenn Verhandlungen 
nicht zum Abschluss eines Vertrages geführt haben.  

2.3. A.T.B. behält sich alle Schutz- und Urheberrechte 
sowie sonstigen gewerblichen Schutzrechte an den 
von ihr entwickelten oder eingesetzten Konstrukti-
onszeichnungen, technischen Unterlagen, Soft-
wareanpassungen, Fertigungsverfahren und sonsti-
gen Arbeitsergebnissen vor, auch wenn diese im 
Zusammenhang mit einer Sonderanfertigung für 
den Kunden entstanden sind. Der Kunde erhält an 
diesen Unterlagen und Arbeitsergebnissen nur das 
für die vertraglich vereinbarte Verwendung erforder-
liche, nicht ausschließliche Nutzungsrecht. Eine 
Weitergabe, Vervielfältigung oder sonstige Verwer-
tung durch den Kunden bezüglich dieser Unterlagen 
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung von 
A.T.B. 

3. Preise, Preisänderungen 

3.1.  Alle Preisangaben sind Nettopreise und verstehen 
sich zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer in der 
jeweils gültigen Höhe. 

3.2.  Die Preise verstehen sich ohne die Kosten für Ver-
packung und Fracht.  

3.3. Liegen zwischen Vertragsschluss und dem verein-
barten oder tatsächlichen Lieferdatum mehr als vier 
Monate, so ist A.T.B. berechtigt, den vereinbarten 
Preis angemessen anzupassen, sofern sich die für 
die Kalkulation maßgeblichen Kosten (insbeson-
dere Material-, Energie-, Lohn- oder Transportkos-
ten) nachweislich verändert haben. A.T.B. wird den 
Kunden über eine Preisanpassung unverzüglich in 
Textform informieren. Übersteigt die Preisanpas-
sung 10 % des ursprünglich vereinbarten Nettoprei-
ses, ist der Kunde berechtigt, durch schriftliche Er-
klärung gegenüber A.T.B. innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zugang der Mitteilung vom Vertrag zu-
rückzutreten. 

4. Lieferung und Lieferzeiten 

4.1.  Lieferfristen werden durch A.T.B. jeweils individuell 
angegeben und sind nur verbindlich, wenn sie aus-
drücklich als verbindlich zugesagt (zumindest in 
Textform) sind.  

4.2.  A.T.B. haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung 
oder für Lieferverzögerung, soweit diese durch hö-
here Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses nicht vorhersehbare Ereignisse (z.B. 
Betriebsstörung aller Art, Schwierigkeiten in der Ma-
terial- oder Energiebeschaffung, Transportverzöge-
rungen, Streiks, rechtmäßige Aussperrung, Mangel 
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an Arbeitskräften, Energie oder Rohstoffen, Schwie-
rigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen be-
hördlichen Genehmigungen, Pandemien oder Epi-
demien, behördliche Maßnahmen oder die ausblei-
bende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige Beliefe-
rung durch Lieferanten trotz eines von A.T.B. ge-
schlossenen kongruenten Deckungsgeschäfts) ver-
ursacht worden sind, die A.T.B. nicht zu vertreten 
hat. Sofern solche Ereignisse A.T.B. die Lieferung 
oder Leistung wesentlich erschweren oder unmög-
lich machen und die Behinderung nicht nur von vo-
rübergehender Dauer ist, ist A.T.B. zum Rücktritt 
vom Vertrag berechtigt. Bei Hindernissen vorüber-
gehender Dauer verlängern sich die Liefer- und/oder 
Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- 
und/oder Leistungstermine um den Zeitraum der Be-
hinderung zuzüglich einer angemessenen Anlauf-
frist. Dauert eine solche Behinderung länger als drei 
Monate an, so ist jede Vertragspartei berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten. Bereits erbrachte Ge-
genleistungen sind in diesem Fall unverzüglich zu-
rückzugewähren. 

4.3. A.T.B. ist zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

• die Teillieferung für den Kunden im Rahmen des 
vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar 
ist, 

• die Lieferung der restlichen bestellten Ware si-
chergestellt ist und 

• dem Kunden hierdurch kein erheblicher Mehr-
aufwand oder zusätzliche Kosten entstehen (es 
sei denn, A.T.B. erklärt sich zur Übernahme die-
ser Kosten bereit). 

4.4.  Der Eintritt des Lieferverzuges von A.T.B. be-
stimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In 
jedem Fall bedarf es für den Eintritt des Verzuges 
von A.T.B. einer Mahnung des Kunden, es sei 
denn, die Vertragspartner haben für die Zeit der 
Leistung von A.T.B. eine Zeit nach dem Kalender 
verbindlich vereinbart.  

4.5.  Die Rechte des Kunden gem. Ziffer 7 der vorlie-
genden AGB und der gesetzlichen Rechte von 
A.T.B., insbesondere bei Ausschluss der Leis-
tungspflicht (insbesondere aufgrund Unmöglich-
keit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder 
Nacherfüllung), bleiben unberührt. 

4.6. Soweit für die Ausführung des Auftrages die Mitwir-
kung des Kunden erforderlich ist (insbesondere die 
Bereitstellung von Spezifikationen, technischen Un-
terlagen, Freigaben, Materialien, Genehmigungen 
oder sonstigen für die Leistungserbringung notwen-
digen Informationen), hat der Kunde diese rechtzei-
tig und vollständig zur Verfügung zu stellen. Kommt 
der Kunde seinen Mitwirkungspflichten nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nach, verlängern 
sich vereinbarte Liefer- und Leistungsfristen um den 
Zeitraum der Verzögerung zuzüglich einer ange-
messenen Anlauffrist. Mehrkosten, die A.T.B. in-
folge fehlender oder verspäteter Mitwirkung des 
Kunden entstehen, trägt der Kunde. A.T.B. ist be-
rechtigt, für die Dauer einer fehlenden Mitwirkung 
des Kunden ihre eigene Leistung zurückzuhalten. 

5. Versand und Gefahrübergang 

5.1. Ist nichts Abweichendes ausdrücklich vereinbart, 
geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der 
zufälligen Verschlechterung sowie die Verzöge-
rungsgefahr in dem Zeitpunkt auf den Kunden 
über, in dem A.T.B. die Ware (zur Abnahme-/Abho-
lung durch den Kunden oder einen durch ihn beauf-
tragten Dritten) bereitstellt (Holschuld). Auf aus-
drückliches Verlangen und Kosten des Kunden ver-

sendet A.T.B. die Ware an einen anderen Bestim-
mungsort (Versendungskauf). Im Falle des Versen-
dungskaufs geht die Gefahr des zufälligen Unter-
gangs und der zufälligen Verschlechterung sowie 
die Verzögerungsgefahr auf den Kunden über zu 
dem Zeitpunkt, in welchem A.T.B. die Ware an die 
mit der Versendung beauftragte Spedition, den 
Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der 
Versendung bestimmten Person übergibt (maß-
geblich ist der Beginn des Verladevorgangs). Wird 
der Versand auf Veranlassung des Kunden verzö-
gert oder nicht ausgeführt, geht die Gefahr mit der 
Meldung der Versandbereitschaft auf den Kunden 
über. 

5.2. Lagerkosten nach Gefahrübergang sind vom Kun-
den zu tragen. 

5.3.  Haben A.T.B. und der Kunde eine Abnahme verein-
bart, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. 
Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Ab-
nahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkver-
tragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Ab-
nahme steht es gleich, wenn der Kunde im Annah-
meverzug ist. 

5.4.  Befindet sich der Kunde in Annahmeverzug, unter-
lässt er eine Mitwirkungshandlung, zu der er gesetz-
lich oder vertraglich verpflichtet wäre oder verzögert 
sich die Lieferung der Ware aus anderen Gründen, 
die der Kunde zu vertreten hat, so ist A.T.B. berech-
tigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens in-
klusive Mehraufwendungen (insbesondere Lager-
kosten) zu verlangen. Weitere gesetzliche Ansprüche 
von A.T.B. bleiben unberührt. 

6. Mängelansprüche 

6.1.  Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, gel-
ten für die Rechte des Kunden bei Sach- und Rechts-
mängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung 
sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder 
mangelhafter Anleitungen) die gesetzlichen Vor-
schriften. Unberührt bleiben die Rechte des Kunden 
aus gesondert abgegebenen Garantien, insbeson-
dere seitens des Herstellers. 

6.2.  Grundlage der Mängelhaftung ist vor allem die über 
die Beschaffenheit und die vorausgesetzte Verwen-
dung der Ware (einschließlich Zubehör und Anleitun-
gen) getroffene Vereinbarung. Als Beschaffenheits-
vereinbarung in diesem Sinne gelten die Produktbe-
schreibungen und Herstellerangaben, die Gegen-
stand des einzelnen Vertrages zwischen A.T.B. und 
dem Kunden sind. Soweit die Beschaffenheit nicht 
vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung 
zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 
Abs. 3 BGB).  

6.3.  A.T.B. haftet grundsätzlich nicht für Mängel, die der 
Kunde bei Vertragsschluss kennt oder grob fahrläs-
sig nicht kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die 
Mängelansprüche des Kunden voraus, dass er sei-
nen gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflich-
ten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei zum 
Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung bestimm-
ten Waren hat eine Untersuchung unmittelbar vor 
dem Einbau bzw. sonstiger Weiterverarbeitung zu er-
folgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersu-
chung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein 
Mangel, so ist A.T.B. hiervon unverzüglich zu infor-
mieren (zumindest in Textform). In jedem Fall sind of-
fensichtliche Mängel innerhalb von 14 Kalendertagen 
ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkenn-
bare Mängel innerhalb der gleichen Frist ab Entde-
ckung jedenfalls in Textform anzuzeigen. Versäumt 
der Kunde die ordnungsgemäße Untersuchung 
und/oder Mängelanzeige, ist die Haftung von A.T.B. 
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für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ord-
nungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetz-
lichen Vorschriften ausgeschlossen. Bei einer zum 
Einbau, zur Anbringung, zur Installation oder sonsti-
gen Weiterverarbeitung bestimmten Ware gilt dies 
auch dann, wenn der Mangel infolge der Verletzung 
einer dieser Pflichten erst nach der entsprechenden 
Weiterverarbeitung offenbar wurde; in diesem Fall 
bestehen insbesondere keine Ansprüche des Käu-
fers auf Ersatz der Kosten der Weiterverarbeitung 
(Einbaukosten) oder der mangelbedingten Ausbau-
kosten. 

6.4.  Ist die von der A.T.B. erbrachte Leistung bzw. der Lie-
fergegenstand mangelhaft, darf A.T.B. nach ihrer 
Wahl Ersatz liefern (Ersatzlieferung) oder den Man-
gel beseitigen (Nachbesserung). Ist die von A.T.B. 
gewählte Art der Nacherfüllung im Einzelfall für den 
Kunden unzumutbar, so kann er sie ablehnen. Das 
Recht von A.T.B., die Nacherfüllung unter den ge-
setzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt 
unberührt. 

6.5.  Hat der Kunde A.T.B. erfolglos eine zur Nacherfül-
lung zu setzende Frist bestimmt oder ist diese nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich, kann der 
Kunde nach den gesetzlichen Vorschriften den Kauf-
preis mindern. Bei fehlgeschlagener Nacherfüllung 
hat der Kunde vorrangig das Recht auf Minderung 
des Kaufpreises. Ein Rücktrittsrecht steht dem Kun-
den nur zu, wenn der Mangel nicht unerheblich ist; 
bei unerheblichen Mängeln ist ein Rücktrittsrecht 
ausgeschlossen. Diese Einschränkung gilt nicht, so-
weit der Mangel durch A.T.B. arglistig verschwiegen 
oder A.T.B. eine Garantie für die Beschaffenheit der 
Ware übernommen hat. 

6.6.  Unwesentliche, zumutbare Abweichungen in den 
Abmessungen und Ausführungen - insbesondere 
bei Nachbestellungen - berechtigen nicht zu Bean-
standungen, es sein denn, dass die absolute Ein-
haltung ausdrücklich vereinbart worden ist. Techni-
sche Verbesserungen sowie notwendige techni-
sche Änderungen gelten ebenfalls als vertragsge-
mäß, soweit sie keine Verschlechterung der Ge-
brauchstauglichkeit darstellen. 

6.7.  Die Gewährleistung entfällt, wenn der Kunde ohne 
Zustimmung von A.T.B. den Liefergegenstand ändert 
oder durch Dritte ändern lässt und die Mängelbesei-
tigung hierdurch unmöglich oder unzumutbar er-
schwert wird. In jedem Fall hat der Kunde die durch 
die Änderung entstehenden Mehrkosten der Mängel-
beseitigung zu tragen. 

6.8.  Steht die A.T.B. dem Kunden über ihre gesetzlichen 
Verpflichtungen hinaus zur Erteilung von Auskünf-
ten hinsichtlich der Verwendung ihrer Leistungen 
zur Verfügung, so geschieht dies grundsätzlich aus 
Kulanz. Sie haftet gemäß Ziff. 7 nur dann, wenn 
hierfür ein besonderes Entgelt vereinbart wurde. 

6.9.  Ansprüche des Kunden auf Aufwendungsersatz 
gem. § 445a Abs. 1 BGB bzw. § 327u BGB sind 
ausgeschlossen, es sei denn, der letzte Vertrag in 
der Lieferkette ist ein Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 
474 BGB) oder ein Verbrauchervertrag über die Be-
reitstellung digitaler Produkte (§§ 445c S. 2, 327 
Abs. 5, 327u BGB).  

Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz oder 
Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) be-
stehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe der 
nachfolgenden Ziff. 7 (Sonstige Haftung) und Ziff. 8 
(Verjährung). 

7. Sonstige Haftung 

7.1. Soweit sich aus den vorliegenden Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen nichts anderes ergibt, haftet 
A.T.B. bei einer Verletzung von vertraglichen oder 
außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen 
Vorschriften.  

7.2.  Gleich aus welchem Rechtsgrund haftet A.T.B. im 
Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit 
haftet A.T.B., vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbe-
schränkungen (zum Beispiel Sorgfalt in eigenen An-
gelegenheiten; unerhebliche Pflichtverletzung), nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, 

b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentli-
chen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfül-
lung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
traut und vertrauen darf); in diesem Fall ist die 
Haftung von A.T.B. jedoch auf den Ersatz des 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 

7.3.  Die sich aus 7.2. ergebenden Haftungsbeschränkun-
gen gelten auch bei Pflichtverletzungen durch Perso-
nen (auch zu ihren Gunsten), deren Verschulden 
A.T.B. nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten 
hat. Sie gelten nicht, soweit ein Mangel arglistig ver-
schwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 
der Ware übernommen wurde. Ferner bleiben An-
sprüche nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

7.4.  Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem 
Mangel besteht, kann der Kunde nur zurücktreten 
oder kündigen, wenn A.T.B. die Pflichtverletzung zu 
vertreten hat. Ein freies Kündigungsrecht des Kun-
den (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird aus-
geschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vo-
raussetzungen und Rechtsfolgen. 

8. Verjährung 

8.1.  Die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus 
Sach- und Rechtsmängeln beträgt ein Jahr ab Ablie-
ferung (abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB). 
Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Ver-
jährung mit der Abnahme. 

8.2.  Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder 
eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwen-
dungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist 
und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Bau-
stoff), beträgt die Verjährungsfrist gem. der gesetzli-
chen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 
Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere gesetzli-
che Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 

8.3.  Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts 
gelten auch für vertragliche und außervertragliche 
Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf ei-
nem Mangel der Ware beruhen, es sei denn, die An-
wendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung 
(§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kür-
zeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche 
des Kunden gem. 7.2. S. 1 und S. 2(a) sowie nach 
dem Produkthaftungsgesetz verjähren ausschließlich 
nach den gesetzlichen Verjährungsfristen; für diese 
gilt 8.1. nicht. 

9. Eigentumsvorbehalt 

9.1.  Die gelieferte Ware (Vorbehaltsware) bleibt das Ei-
gentum von A.T.B. bis alle Forderungen erfüllt sind, 
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die A.T.B. gegen den Kunden jetzt oder zukünftig zu-
stehen, und zwar einschließlich sämtlicher Saldofor-
derungen aus Kontokorrent. Sofern sich der Kunde 
vertragswidrig verhält - insbesondere sofern er mit 
der Zahlung einer Entgeltforderung in Verzug gekom-
men ist -, hat A.T.B. das Recht, vom Vertrag zurück-
zutreten oder/und die Ware aufgrund des Eigentums-
vorbehalts herauszuverlangen, nachdem A.T.B. eine 
angemessene Frist zur Leistung gesetzt hat. Das 
Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die 
Erklärung des Rücktritts; vielmehr ist A.T.B. berech-
tigt, die Ware lediglich herauszuverlangen und sich 
den Rücktritt vorzubehalten. Etwaige aus diesem 
Herausgabeverlangen resultierende anfallende 
Transportkosten trägt der Kunde.  

9.2.  Der Kunde muss die Vorbehaltsware pfleglich behan-
deln. Er muss sie auf seine Kosten gegen Feuer-, 
Wasser- und Diebstahlschäden ausreichend zum 
Neuwert versichern. Sofern Wartungs- und Inspekti-
onsarbeiten erforderlich werden, muss der Kunde sie 
auf eigene Kosten rechtzeitig durchführen. 

9.3.  Der Kunde darf die Vorbehaltsware verwenden und 
im ordentlichen Geschäftsgang weiter veräußern, so-
lange er nicht in Zahlungsverzug ist. Er darf die Vor-
behaltsware jedoch nicht verpfänden oder siche-
rungshalber übereignen. Die Entgeltforderungen des 
Kunden gegen seine Abnehmer aus einem Weiter-
verkauf der Vorbehaltsware sowie diejenigen Forde-
rungen des Kunden bezüglich der Vorbehaltsware, 
die aus einem sonstigen Rechtsgrund gegen seine 
Abnehmer oder Dritte entstehen (insbesondere For-
derungen aus unerlaubter Handlung und Ansprüche 
auf Versicherungsleistungen), und zwar einschließ-
lich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent 
tritt der Kunde bereits jetzt sicherungshalber an 
A.T.B. in vollem Umfang ab. A.T.B. nimmt diese Ab-
tretung an. 

Der Kunde darf diese an A.T.B. abgetretenen Forde-
rungen auf seine Rechnung im eigenen Namen für 
A.T.B. einziehen, solange A.T.B. diese Ermächtigung 
nicht widerruft. Das Recht von A.T.B., diese Forde-
rungen selbst einzuziehen, wird dadurch nicht be-
rührt; allerdings wird A.T.B. die Forderungen nicht 
selbst geltend machen und die Einzugsermächtigung 
nicht widerrufen, solange der Kunde seinen Zah-
lungsverpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt. 

Sofern sich der Kunde jedoch vertragswidrig verhält - 
insbesondere sofern er mit der Zahlung einer Entgelt-
forderung in Verzug gekommen ist -, kann A.T.B. vom 
Käufer verlangen, dass dieser A.T.B. die abgetrete-
nen Forderungen und die jeweiligen Schuldner be-
kannt gibt, den jeweiligen Schuldnern die Abtretung 
mitteilt und A.T.B. alle Unterlagen aushändigt sowie 
alle Angaben macht, die A.T.B. zur Geltendmachung 
der Forderungen benötigt. 

9.4.  Eine Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehalts-
ware durch den Kunden wird immer für A.T.B. vorge-
nommen. Wenn die Vorbehaltsware mit anderen Sa-
chen verarbeitet wird, die A.T.B. nicht gehören, so er-
wirbt A.T.B. Miteigentum an der neuen Sache im Ver-
hältnis des Wertes der Vorbehaltsware (Rechnungs-
endbetrag inklusive der Umsatzsteuer) zu den ande-
ren verarbeiteten Sachen im Zeitpunkt der Verarbei-
tung. Im Übrigen gilt für die durch Verarbeitung ent-
stehende neue Sache das Gleiche wie für die Vorbe-
haltsware. 

Wird die Vorbehaltsware mit anderen A.T.B. nicht ge-
hörenden Sachen untrennbar verbunden oder ver-
mischt, so erwirbt A.T.B. Miteigentum an der neuen 
Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware 
(Rechnungsendbetrag inklusive der Umsatzsteuer) 

zu den anderen verbundenen oder vermischten Sa-
chen im Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung. 
Wird die Vorbehaltsware in der Weise verbunden 
oder vermischt, dass die Sache des Kunden als 
Hauptsache anzusehen ist, sind der Kunde und 
A.T.B. sich bereits jetzt einig, dass der Kunde A.T.B. 
anteilsmäßig Miteigentum an dieser Sache überträgt. 
A.T.B. nimmt diese Übertragung an. 

Das so entstandene Alleineigentum oder Miteigen-
tum an einer Sache wird der Kunde für A.T.B. ver-
wahren. 

9.5.  Bei Pfändungen der Vorbehaltsware durch Dritte 
oder bei sonstigen Eingriffen Dritter muss der 
Kunde auf das Eigentum von A.T.B. hinweisen und 
muss A.T.B. unverzüglich schriftlich benachrichti-
gen, damit A.T.B. ihre Eigentumsrechte durchset-
zen kann. Sofern der Dritte die A.T.B. in diesem Zu-
sammenhang entstehenden gerichtlichen oder au-
ßergerichtlichen Kosten nicht zu erstatten vermag, 
haftet hierfür der Kunde. 

9.6.  Wenn der Kunde dies verlangt, ist A.T.B. verpflich-
tet, die A.T.B. zustehenden Sicherheiten insoweit 
freizugeben, als ihr realisierbarer Wert den Wert der 
offenen Forderungen von A.T.B. gegen den Kunden 
um mehr als 10 % übersteigt. A.T.B. darf dabei je-
doch die freizugebenden Sicherheiten auswählen. 

10. Preise und Zahlung 

10.1. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gilt der zwischen 
den Vertragspartnern vereinbarte Preis ab Werk zzgl. 
gesetzlicher Umsatzsteuer. Der dem Kunden durch 
A.T.B. in Rechnung gestellte Betrag ist spätestens 14 
Tage ab Zugang der Rechnung zu bezahlen, es sei 
denn, es ist ausdrücklich etwas anderes zwischen 
den Vertragspartnern vereinbart bzw. die individuelle 
Rechnung sieht ein abweichendes Zahlungsziel vor. 

10.2. Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der 
Kunde in Verzug. Der Kaufpreis ist während des Ver-
zugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugs-
zinssatz zu verzinsen. A.T.B. behält sich das Gel-
tendmachen eines weitergehenden Verzugsscha-
dens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt der Anspruch 
von A.T.B. auf den kaufmännischen Fälligkeitszins 
(§ 353 HGB) unberührt. 

10.3. Dem Kunden stehen Aufrechnungsrechte nur inso-
weit zu, als sein Anspruch anerkannt, rechtskräftig 
festgestellt oder unbestritten ist. Ein Zurückbehal-
tungsrecht des Kunden ist ausgeschlossen, soweit 
dieses nicht auf demselben Vertragsverhältnis be-
ruht. Bei Mängeln der Lieferung bleiben die Gegen-
rechte des Kunden gem. dieser Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen unberührt. 

10.4. Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. 
durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens), dass der Anspruch von A.T.B. auf den Kauf-
preis aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis (ein-
schließlich aus anderen Einzelaufträgen, für die der-
selbe Rahmenvertrag gilt) durch mangelnde Leis-
tungsfähigkeit des Kunden gefährdet ist oder wird, so 
ist A.T.B. berechtigt, noch ausstehende Lieferungen 
oder Leistungen nur gegen Vorauszahlung oder Si-
cherheitsleistung auszuführen/zu erbringen oder 
nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsver-
weigerung und - gegebenenfalls nach Fristsetzung - 
zum Rücktritt vom Vertrag (§ 321 BGB). Bei Verträ-
gen über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Ein-
zelanfertigungen) kann A.T.B. den Rücktritt sofort er-
klären; die gesetzlichen Regelungen über die Ent-
behrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 
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11. Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Teilnichtig-
keit, Änderungen 

11.1.  Für diese AGB und die gesamten Rechtsbeziehun-
gen zwischen der A.T.B. und dem Kunden gilt aus-
schließlich das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land mit Ausnahme des UN-Kaufrechts. 

11.2.  Ist der Kunde Kaufmann im Sinne des Handelsge-
setzbuches, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermö-
gen, ist der Geschäftssitz der A.T.B. ausschließlicher 
Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhält-
nis unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkei-
ten. A.T.B. ist jedoch auch berechtigt, Klagen am all-
gemeinen Gerichtsstand des Kunden zu erheben. 
Diese Gerichtsstandsvereinbarung gilt nicht, soweit 
ein anderweitiger ausschließlicher Gerichtsstand 
zwingend vorgeschrieben ist. 

11.3.  Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser 
AGB unwirksam oder undurchführbar sein oder wer-
den, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
hiervon nicht berührt. Anstelle unwirksamer oder un-
durchführbarer Bestimmungen werden die Parteien 
eine wirksame oder durchführbare Bestimmung ver-
einbaren, die den wirtschaftlichen Interessen beider 
Parteien am nächsten kommt. Das Gleiche gilt für 
den Fall, dass die Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen eine unbeabsichtigte Lücke aufweisen. 

12. Datenschutz 

12.1. A.T.B. verarbeitet personenbezogene Daten des 
Kunden sowie seiner Mitarbeiter und Kontaktperso-
nen (insbesondere Namen, Anschriften, E-Mail-Ad-
ressen, Telefonnummern) ausschließlich zur Durch-
führung und Abwicklung des jeweiligen Vertragsver-
hältnisses sowie zur Wahrung berechtigter Interes-
sen gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b und lit. f DSGVO. Die 
Verarbeitung erfolgt auf Grundlage der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG). 

12.2. Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbe-
zogener Daten durch A.T.B., insbesondere zu den 
Rechten der betroffenen Personen (Auskunft, Berich-
tigung, Löschung, Einschränkung, Datenübertrag-
barkeit, Widerspruch), Speicherfristen sowie zum zu-
ständigen Datenschutzbeauftragten, sind der Daten-
schutzerklärung von A.T.B. zu entnehmen, die auf 
Anfrage in Textform kostenfrei zur Verfügung gestellt 
wird. 

12.3. Soweit der Kunde im Rahmen der Geschäftsbezie-
hung personenbezogene Daten Dritter (z.B. seiner 
Mitarbeiter oder sonstiger Kontaktpersonen) an 
A.T.B. übermittelt, versichert der Kunde, hierzu be-
rechtigt zu sein und die betreffenden Personen über 
die Weitergabe ihrer Daten informiert zu haben. 

13. Verpackungsgesetz 

13.1. Transportverpackungen, die nicht beim privaten End-
verbraucher anfallen (insbesondere Paletten, Groß-
gebinde, Umverpackungen), werden durch A.T.B. 
nur nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zu-
rückgenommen. Der Kunde hat solche Verpackun-
gen nach Entpacken der Ware bereitzuhalten und 
über die Abholung oder Rücksendung vorab Kontakt 
mit A.T.B. aufzunehmen. 

13.2. Im Übrigen ist der Kunde eigenverantwortlich für die 
ordnungsgemäße Erfassung, Sortierung und Entsor-
gung der von A.T.B. gelieferten Verpackungen nach 
den jeweils anwendbaren nationalen und europäi-
schen Rechtsvorschriften, insbesondere soweit den 
Kunden als Letztvertreiber oder Inverkehrbringer 

selbst gesetzliche Pflichten nach dem VerpackG tref-
fen. 

14. Exportkontrolle 

14.1. Die von A.T.B. gelieferten Waren, Leistungen und 
Technologien können Exportbeschränkungen und 
Genehmigungspflichten unterliegen, insbesondere 
aufgrund des deutschen Außenwirtschaftsrechts 
(AWG, AWV), der EU-Güterlistenverordnung (Dual-
Use-VO (EU) 2021/821) sowie etwaiger nationaler 
Vorschriften des Bestimmungslandes. Der Kunde 
verpflichtet sich, alle anwendbaren Exportkontrollvor-
schriften eigenverantwortlich zu prüfen, einzuhalten 
und erforderliche Genehmigungen auf eigene Kosten 
einzuholen. 

14.2. Der Kunde ist verpflichtet sicherzustellen, dass die 
von A.T.B. gelieferten Waren und Technologien nicht 
an natürliche oder juristische Personen, Organisatio-
nen oder Einrichtungen weitergegeben werden, die 
auf Sanktionslisten der EU, der Vereinten Nationen 
oder der USA (OFAC/SDN) stehen oder übrigen Em-
bargos unterliegen. Ebenso ist die Lieferung in Em-
bargo-Länder oder zur Verwendung für militärische 
Zwecke ohne entsprechende Genehmigung unter-
sagt. 

14.3. A.T.B. ist berechtigt, die Erfüllung von Lieferverpflich-
tungen zurückzustellen oder zu verweigern, solange 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Kunde oder 
ein von ihm beauftragter Dritter gegen Exportkontroll-
vorschriften oder Sanktionsregelungen verstoßen 
könnte. Hieraus entstehende Verzögerungen gehen 
nicht zu Lasten von A.T.B. Der Kunde stellt A.T.B. 
von sämtlichen Ansprüchen, Bußgeldern und sonsti-
gen Schäden frei, die aus einer Verletzung dieser 
Verpflichtungen durch den Kunden entstehen. 

 


